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Öffentliche Bekanntr:nachung 

der Stadt Brühl 

Wahlordnung 

für die Wahl der direkt in den 

Integrationsrat der Stadt Brühl 

zu wählenden Mitglieder 

(WahlO lntRAT) 

Gemäß§ 27 GO NRW hat der Rat der Stadt Brühl in seiner Sitzung am 

22.06.2020 folgende Wahlordnung beschlossen: 

§ 1

Allgemeine Grundsätze 

Für die Wahl gelten§ 27 Gemeindeordnung (GO NRW) sowie die§§ 2, 5 Abs. 1, §§ 9 

bis 13, 15 Abs. 1, 18 Abs. 3, 24 bis 27, 30, 34 bis 46, 47 S. 1 und§ 48 Kommunalwahlge­

setz (KWahlG) in der jeweils gültigen Fassung. Die Kommunalwahlordnung (KWahlO) 

in der jeweils gültigen Fassung gilt sinngemäß, soweit diese Wahlordnung nichts 

anderes bestimmt. 

Die iri dieser Wahlordnung vorgesehenen Fristen und· Termine verlängern oder 

verändern sich nicht dadurch, dass der letzte Tag der Frist oder der Termin auf einen 

Samstag, einen Sonntag oder einen gesetzlichen oder staatlichen Feiertag fällt. Eine 

Wiedereinsetzung in den vorigen Stand ist ausgeschlossen, 

. Die Anzahl der Mitglieder und die Zusammensetzung des Integrationsrates ergeben 

sich aus der Hauptsatzung. 
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Bekanntmachungsanordnung 

Die vorstehende 

Wahlordnung für die Wahl der direkt in den Integrationsrat der Stadt Brühl zu 

wählenden Mitglieder (WahlO lntRA T) 

wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine· Verletzung von Verfahrens- oder Form­
vorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim 
Zustandekommen der aufgeführten Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser 
Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt,

b) die Satzung ist riicht ordnungsgemäß bekannt gemacht worden,

- c) der Satzungsbeschluss ist vorher beanstandet worden oder

· d) der Form� oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und
dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 

Brühl, den 22.06.2020 

DER �MEISTER 


